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über das Schlachten von Tieren. 
35 eh ; Vom 16. Juli 1936. 
Auf Grund des $ 1 Ziff. 49 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


= 8 1 
Warmblütige Tiere find beim Schlachten vor Beginn der Blutentziehung zu betäuben. 
Der Senat kann beſtimmen, daß die Vorſchrift des Abſ. 1 auch beim Schlachten anderer Tiere 
anzuwenden iſt. N 
Bei Notſchlachtungen gemäß 8 1 Abſ. 3 des Geſetzes über die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau 
vom 3. 6. 1900 (Reichsgeſetzbl. S. 547), bei denen ſich die Betäubung des Tieres nach Lage der 
Verhältniſſe nicht ausführen läßt, finden die Vorſchriften des Abſatzes 1 keine Anwendung. 
f 8 2 
Die näheren Beſtimmungen über das Schlachten der im 8 1 bezeichneten Tiere erläßt der Senat. 
8 3 
Wer vorſätzlich oder fahrläſſig der Vorſchrift dieſer Verordnung oder einer auf Grund dieſer 
Verordnung erlaſſenen Beſtimmung zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit 
Geldſtrafe beſtraft. 
Ka 8 4 5 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Bekanntmachung über 
das Schlachten von Tieren vom 2. Juni 1917 (Reichsgeſetzbl. S. 471) außer Kraft. 
Danzig, den 16. Juli 1936. 
35% Sir Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A I 15% Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer Rettelsky 


Manu zn 1190 51 Rechtsverordnung 
e mcd IE zur Abänderung einiger Verwaltungsvorſchriften. 
a f Vom 16. Juli 1936. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 9, 10, 82, 33 ſowie des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 


Die Rechtsverordnung betreffend Maßnahmen zur Erhöhung der öffentlichen Sicherheit und Ord⸗ 
nung vom 30. Juni 1933 (G. Bl. S. 287), abgeändert durch die Verordnungen vom 6. 9. 1933 
(G. Bl. S. 421), vom 28. 2. 1934 (G. Bl. S. 67), 30. 11. 1938 (G. Bl. S. 1121) und 20. 2. 1936 
(G. Bl. S. 101) wird wie folgt geändert: g 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 26. 7. 1936.) 
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8 1 
Abänderungen des Artikels I (Vereinsgeſetz): 
1. dem 8 2 Abſatz 1 wird folgende Ziffer d) angefügt: 
d) „der Vorſtand oder einzelne Mitglieder des Vorſtandes oder Vereinsmitglieder unter Vor⸗ 
wiſſen und Billigung des Vorſtandes gegen die SS 93a, 93 b oder 129 a des Strafgeſetz⸗ 
buches verſtoßen.“ 
2. $ 2 Abſatz 2 und 8 14 werden geſtrichen. 
8 2 
Abänderungen des Artikels II Abſchnitt 1 (Druckſchriften): 
1. Hinter $ 2 wird als $ 2a folgende Beſtimmung eingefügt: 

„Wer nach geſetzlicher Vorſchrift nicht oder nur mit beſonderer Zuſtimmung oder Ge⸗ 
nehmigung ſtrafrechtlich verfolgt werden kann, darf nicht verantwortlicher Redakteur einer 
periodiſchen Druckſchrift fein.“ 

2. dem 8 4 Abſatz 1 wird folgende Ziffer 8 angefügt: 
8. „wenn als verantwortlicher Redakteur jemand beſtellt oder benannt iſt, der nicht oder nur 
mit beſonderer Zuſtimmung oder Genehmigung strafrechtlich verfolgt werden kann.“ 
3. dem 8 9 wird folgender Abſatz 2 angefügt: 

(2) Die gleiche Strafe trifft denjenigen, der nach erfolgter Beſchlagnahme einer Druck⸗ 

ſchrift in Kenntnis der Beſchlagnahmean ordnung die Druckſchrift weiter verbreitet.“ 
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! 


Artikel III wird dahin abgeändert: 
§ 6 Satz des 2 des Preußiſchen Geſetzes zum Schutze der perſönlichen Freiheit vom 12. Februar 
1850 erhält folgende Faſſung: 

„Die Feſthaltung der polizeilich in Verwahrung genommenen Perſonen darf, ſofern die Feſt⸗ 
haltung nicht aus dem Grunde der Gemeingefährlichkeit infolge geiſtiger Erkrankung erfolgt 
iſt, den Zeitraum von 3 Monaten nicht überſchreiten. Über die Feſthaltung entſcheidet in 
Gemeinden mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung der Polizeipräſident, in anderen Gemeinden der 
Landrat. Dem Feſtgenommenen ſteht die Beſchwerde an den Senat zu.“ 


Artikel II 


8 1 
§ 128 des Geſetzes über die Allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G. S. S. 195 ff.) 
in der Faſſung des Art. III S 1 Ziffer 2 der Rechtsverordnung vom 9. Auguſt 1935 (G. Bl. 
S. 869 ff.) wird dahin neu gefaßt: 

„An Stelle der Beſchwerde findet in denjenigen Fällen des § 127, die nicht rein 
politiſcher Art ſind, die Klage ſtatt, und zwar: 

gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörden auf dem Lande oder einer zu einem 
Landkreiſe gehörigen Stadt bei dem Kreis ausſchuß, 

gegen die Verfügungen des Polizeipräſidenten in Danzig oder der Landräte bei dem 
Landgericht (Verwaltungskammern). 

Die Klage kann nur darauf geſtützt werden, daß der angefochtene Beſcheid den Kläger in 
ſeinen Rechten beeinträchtigt, weil die Verfügung das geltende Recht verletze. Eine unrichtige 
Anwendung der geltenden Geſetze liegt auch dann vor, wenn die Tatſachen nicht gegeben ſind, 
die die Polizeibehörde zum Erlaſſe der Verfügung berechtigt haben würden. 

Als Fälle rein politiſcher Art gelten polizeiliche Verfügungen in Angelegenheiten des 
Vereins⸗ und Verſammlungsrechts, des Rechts zum Beſitze und zur Führung von Waffen, 
des Preſſerechts und in Schutzhaftangelegenheiten. Der Senat kann weitere Sachbereiche als 
ſolche rein politiſcher Natur bezeichnen. 

8 2 
Sit in Fällen rein politiſcher Art ($ 1) bei Inkrafttreten dieſer Verordnung eine Klage in Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren anhängig, aber noch keine gerichtliche Entſcheidung ergangen, ſo wird die Klage 
als Beſchwerde behandelt. Iſt bereits eine gerichtliche Entſcheidung ergangen, ſo gilt ſie als Entſchei⸗ 
dung in der Beſchwerdeinſtanz. 
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Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 16. Juli 1936. 
5 Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A III 3952 Gen. Greiſer Huth Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


114 Rechts verordnung 
betreffend Anderung der Rechtsverordnung über Waffen und des Reichsvereinsgeſetzes. 
Vom 16. Juli 1936. 
Auf Grund des S 1 Ziffer 9 und 33 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 


Artikel ! 
Die Rechtsverordnung über Waffen vom 30. Juni 1931 (G. Bl. S. 608) erhält b Faſſung: 


8 1 

(1) Schußwaffen im Sinne dieſer Verordnung ſind Waffen, bei denen ein Geſchoß oder eine 
Schrotladung mittels Entwicklung von Exploſivgaſen oder Druckluft durch einen Lauf getrieben wird. 

(2) Als Munition im Sinne dieſer Verordnung gilt fertige Munition zu Schußwaffen ſowie 
Schießpulver jeder Art. 

(3) Fertige oder vorgearbeitete weſentliche Teile von Schußwaffen oder Munition ſtehen fer⸗ 
tigen Gegenſtänden dieſer Art gleich. 

(4) Als Waffenlager gilt ein Beſtand von mehr als fünf Schußwaffen der gleichen Art, als 
Munitionslager ein Beſtand von mehr als hundert Patronen. Bei Jagdwaffen gilt als Waffenlager 
ein Beſtand von mehr als zehn Jagdwaffen, als Munitionslager ein Beſtand von mehr als tauſend 
Jagdpatronen. 

(5) Hieb⸗ oder Stoßwaffen find Waffen, die ihrer Natur nach dazu beſtimmt ſind, durch Hieb, 
Stoß oder Stich Verletzungen beizubringen. Gegenſtände, die zur Ausrüſtung einer Organiſation ge⸗ 
hören, die die Erlaubnis zum Uniformtragen beſitzt, gelten nicht als Hieb⸗ oder Stoßwaffen. 


8 2 
Wer gewerbsmäßig Schußwaffen oder Munition herſtellen, bearbeiten oder inſtandſetzen will, 
bedarf der Genehmigung des Senats. Als re von Munition gilt auch das Wiederladen von 
Patronen. 
f 83 
Für die Errichtung von Pulverfabriken oder ſonſtigen Anlagen zur Munitionsbereitung bleibt 
daneben die Genehmigung nach §S 16 der Gewerbeordnung im bisherigen Umfang erforderlich. 


f 8 4 
Iſt die Genehmigung Versa oder zurückgenommen worden, ſo kann ein neuer Antrag auf Ertei⸗ 
lung der Genehmigung erſt geſtellt werden, wenn ſeit der Entſcheidung mindeſtens ein Jahr verfloſſen iſt. 


Wer gewerbsmäßig Schußwaffen oder Munition erwerben, feilhalten oder anderen überlaſſen 
oder wer gewerbsmäßig den Erwerb oder das Überlaſſen ſolcher Waren vermittelt oder ſich ge⸗ 
werbsmäßig zum Erwerb oder überlaſſen folder Waren erbieten will, bedarf der Genehmigung. 
Über die Genehmigung entſcheidet in Gemeindebezirken mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung der Polizei⸗ 
präſident, in anderen Gemeinden der Landrat. 

8 6 
Die Genehmigung nach $ 5 darf nicht erteilt werden 
1. Trödlern, 
2. den im $ 15 Abſatz (1) Satz 2 bezeichneten Perſonen; 
e find in den te des § 15 Abſatz (2) zuläſſig. 


8 7 
(1) Verboten it der Hendel mit Schußwaffen oder Munitic” 


280 


1. im Umberziehen, 

2. auf Jahrmärkten, Schützenfeſten und Meſſen mit Ausnahme der Muſtermeſſen. 

(2) Nicht unter das Verbot des Abſatzes (1) Nr. 2 fällt das Feilhalten und Überlaſſen der auf 
den Schießſtänden benötigten Munition. e 

si 8 8 . 10 

Öffentlichen und privaten Pfandleihen iſt das Beleihen von Schußwaffen und Munition ver⸗ 

boten. 
97 9 0 f 


(1) Schußwaffen oder Munition mit Ausnahme von Luftgewehren mit glattem Lauf dürfen nur 
gegen Aushändigung eines Waffen⸗ oder Munitionserwerbsſcheins überlaſſen oder erworben werden. 
Die Ausſtellung erfolgt durch die in 8 5 genannten Behörden. Br 


(2) Der Erwerbsſchein gilt für die Dauer eines Jahres vom Tage der Ausſtellung ab gerechnet, 
ſoweit nicht eine kürzere Geltungsdauer auf ihm vermerkt iſt. 


(3) Abſatz (1) gilt nicht für i Eu 8 

1. die Aberlaſſung von Schußwaffen oder Munition auf einem polizeilich genehmigten Schieß⸗ 
ſtand zur Benutzung lediglich auf dieſem Schießſtand; 

2. die Verſendung von Schußwaffen oder Munition unmittelbar in das Ausland 

3. die Übermittlung von Schußwaffen und Munition durch Perſonen, die gewerbsmäßig Güter⸗ 
verſendungen beſorgen oder ausführen, insbeſondere durch Spediteure, Frachtführer, Ver⸗ 
frachter eines Seeſchiffes, die Poſt oder die Eiſenbahn. 


f 8 10 
Eines Waffen⸗ oder Munitionsſcheines bedürfen nicht: 

1. Staatsbehörden, f JJ T00 
2. die im 8 5 bezeichneten Gewerbetreibenden, die ſich durch eine behördliche Beſcheinigung aus⸗ 
weiſen. a 3 
N : 8711. VVT 
Eines Waffenerwerbsſcheines bedürfen nicht Inhaber von Waffenſcheinen in dem darin genehmigten 
Umfang. 

5 § 12 
Eines Münitionserwerbsſcheines bedürfen nicht Inhabel eines Waffenerwerbsſcheines oder Waffen⸗ 
ſcheines zum Erwerbe der zu den betreffenden Waffen gehörigen Munition. sig 


8 13 

Wer Schußwaffen oder Munition von Todes wegen erwirbt, hat dies unter Angabe der Zahl 
und Art, bei Schießpulver des Gewichts, der von ihm erworbenen Schußwaffen oder Munition binnen 
ſechs Wochen nach dem Tage, an dem er von dem Erwerbe Kenntnis erlangt hat, der Ortspolizeibehörde 
anzuzeigen. . f a 
| 51 8 14 . e 

(1) Wer außerhalb ſeiner Wohnung, ſeiner Geſchäftsräume oder ſeines befriedeten Beſitztums eine 
Schußwaffe führt, muß einen von den im 8 5 bezeichneten Behörden ausgeſtellten Erlaubnisſchein 
(Waffenſchein) bei ſich tragen. Als Führen einer Schußwaffe gilt nicht ihr, Gebrauch auf polizeilich 
genehmigten Schießſtänden. 90 25 Mümed zonen te 180 

(2) Der Waffenſchein iſt, ſofern ſeine Geltung nicht ausdrücklich auf einen beſtimmten engeren 
Bezirk beſchränkt wird, für das ganze Gebiet der Freien Stadt Danzig gültig. Im Scheine kann das 
Führen der Waffen auf beſtimmte, ausdrücklich bezeichnete Gelegenheiten und Ortlichkeiten beſchränkt 
werden. 

(3) Der Waffenſchein gilt widerruflich für die Dauer eines Jahres vom Tage der Ausſtellung ab 
gerechnet, ſoweit nicht eine kürzere Geltungsdauer auf ihm vermerkt iſt. 5 

(4) Wer innerhalb ſeiner Wohnung, ſeiner Geſchäftsräume oder ſeines befriedeten Beſitztums eine 
Schußwaffe beſitzt, muß einen von den im 8 5 bezeichneten Behörden ausgeſtellten Erlaubnisſchein 
(Waffenbeſitzſchein) haben, welcher widerruflich für unbeſchränkte Zeit gilt. Dieſe Beſtimmung gilt 
nicht für Luftgewehre mit glattem Lauf. N E ie ane sc i stade ( 


281 
| 8 15 j ode a 2 
(1) Waffen (Minitions-) Erwerbsſcheine, Waffenſcheine oder Waffenbeſitzſcheine dürfen nur an 
Perſonen, gegen deren Zuverläſſigkeit keine Bedenken beſtehen, ausgeſtellt werden, Waffenſcheine außer⸗ 
dem nur bei Nachweis eines Bedürfniſſes. Die Ausſtellung hat insbeſondere zu unterbleiben: 
1. an Perſonen unter 20 Jahren; 
2. an Entmündigte oder geiſtig Minderwertige; 
3. an Zigeuner oder nach Zigeunerart umherziehende Perſonen; 5 N 
4. an Perſonen, die wegen Zuwiderhandlungen gegen die 88 17 bis 20 der Rechtsverordnung 
betreffend Maßnahmen zur Erhöhung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung vom 30. Juni 
1933 (G. Bl. S. 287), gegen die 88 81, 83 bis 90, 93a bis 93e, 105, 106, 107, 110 
bis 120, 122, 123 Abſ. 2, 88 124 bis 131, 181 a, 211 bis 216, 223 bis 228, 240, 241, 
243, 244, 249 bis 255, 292 bis 294, 296, 340, 361 Nr. 3, 4, 5, 10 und 8 324 a des 
Strafgeſetzbuches, gegen 8 148 des Vereinszollgeſetzes vom 1. Juli 1869 (Bundesgeſetz⸗ 
blatt Seite 317), gegen das Geſetz gegen den verbrecheriſchen und gemeingefährlichen Ge⸗ 
brauch von Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 (Reichsgeſetzbl. S. 61) oder gegen die Vor⸗ 
ſchriften dieſer Verordnung zu einer Freiheitsſtrafe bon mehr als zwei Wochen rechtskräftig 
verurteilt worden ſind, wenn ſeit der Verbüßung, der Verjährung oder dem Erlaſſe der 
Strafe noch nicht fünf Jahre verfloſſen ſind; iſt die Strafe nach einer Probezeit erlaſſen, ſo 
läuft die Friſt von fünf Jahren von dem Beginne der Probezeit; ; 
5. an Perſonen, gegen die auf Zuläſſigkeit non Polizeiaufſicht oder auf Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt worden iſt, für die Dauer der Zuläſſigkeit der Polizeiaufſicht oder des 
Verluſtes der bürgerlichen Ehrenrechte. gi 
(2) Ausnahmen von Abſatz (1) Nr. 1, 3 und 4 können auf Antrag vom Senat bewilligt 
werden. ale l 
A 7 ä 8 16 j 5 
1) Perſonen, die zum Beſitze von Schußwaſſen oder Munition nicht berechtigt ſind, haben die in 
ihrem Beſitze befindlichen Schußwaffen und Munition unverzüglich der Ortspolizeibehörde gegen 
Empfangsbeſcheinigung in Verwahrung zu geben. Haben ſie einen geſetzlichen Vertreter, ſo liegt ihm 
dieſe Verpflichtung ob. Sofern dieſe Perſon oder ihre geſetzlichen Vertreter über die Schußwaffen oder 
Munition nicht binnen ſechs Monaten zu Gunſten eines im Sitine dieſer Verordnung Berechtigten 
durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs verfügen, kann die Ortspolizeibehörde die Übereignung der 
Schußwaffen und Munition an ſich gegen Zahlung des gemeinen Wertes verlangen. Der Eigentums⸗ 
übergang kommt durch Zuſtellung des entſprechen den Beſcheides zuſtande. Gegen die Feſtſetzung des 
gemeinen Wertes iſt unter Ausſchluß des Nechtsweges nur die Beſchwerde im Aufſichtswege binnen 
zwei Wochen zuläſſig. Tan 377810 
(2) Die im 8 5 bezeichnete Behörde kann ausnahmsweiſe dem zur Ablieferung Verpflichteten den 
weiteren, Beſitz der Schußwaſſen und Munition auf jederzeitigen Widerruf geſtatten, wenn nach Lage 
des Einzelfalles die Gewähr beſteht, daß von den Gegenſtänden kein unzuläſſiger Gebrauch gemacht 
wird. N f 
8 17 er 4 8 
(1) Der Waffen⸗(Munitions⸗) Erwerbsſchein, der Waffenſchein oder der Waffenbeſitzſchein iſt 
durch die im § 5 bezeichnete Behörde zu widerrufen und einzuziehen, wenn die Vorausſetzungen für 
die Erteilung des Scheines nicht gegeben waren oder nicht mehr vorliegen. 
(2) Im Falle des Widerrufs kann die im Abſ. (1) genannte Behörde zugleich die Ablieferung 
der Schußwaffen und Munition verlangen. Die Vorſchriften im 8 16 Abf. (2) gelten entſprechend. 


u Int 8 18 5 
(1) Eines Waffen⸗ (Munitions-) Erwerbsſcheines, eines Waffenſcheines oder Waffenbeſitzſcheines 
bedürfen hinſichtlich der ihnen dienſtlich gelieferten Schußwaffen oder Munition nicht: 

1. die Polizeibeamten ſowie die Grenzaufſichts⸗ und Zollfahndungsbeamten; 

2 Beamte, Angeſtellte und Perſonen, denen vom Senat das Recht zum Führen von Schuß⸗ 
waffen bei beſtimmt zu bezeichnenden Anläſſen verliehen it oder auf Grund geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften zuſteht. An Stelle des Waffenſcheines bezw. Waffenbeſitzſcheines tritt bei ihnen eine 
entſprechende Beſcheinigung des Senats. . 0 Bi 
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(2) Werden den im Abſatz (1) bezeichneten Perſonen Schußwaffen oder Munition dienſtlich nicht 
geliefert oder iſt das Führen anderer als der dienſtlich gelieferten Schußwaffen geboten, ſo iſt der Se⸗ 
nat befugt, ihnen eine Beſcheinigung auszustellen, aus der das Recht zum Erwerbe der Schußwaffen 
und der Munition oder zum Führen der Schußwaffen erſichtlich iſt. 


$ 19 


(1) Der Jahresjagdſchein berechtigt im geſamten Gebiet der Freien Stadt Danzig während der 
Dauer ſeiner Gültigkeit den Inhaber zum Erwerbe von Jagdwaffen und Fauſtfeuerwaffen in dem 
darin vermerkten Umfang und zum Erwerbe von Munition für Jagd- und Fauſtfeuerwaffen. 


(2) Der Jagdſchein berechtigt im geſamten Gebiete der Freien Stadt Danzig während der Dauer 
ſeiner Gültigkeit den Inhaber zum Führen von Jagdwaffen auf der Jagd, beim Jagdſchutz und 
Abungsſchießen ſowie auf den dazu gehörigen Hin⸗ und Rückwegen. In dem gleichen Umfange be⸗ 
rechtigt der Jagdſchein auch zum Führen einer Fauſtfeuerwaffe. 


Ss 20 
(1) Die Einfuhr von Schußwaffen und Munition iſt nur auf Grund eines Waffen- (Munitions-) 
Erwerbsſcheines ($ 9), eines Waffenſcheines (8 14) oder eines Jagdſcheines (8 19) in dem Umfange 
geſtattet, in dem dieſe Scheine zum Erwerbe von Schußwaffen und Munition berechtigen. 


(2) Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf die Einfuhr durch die im § 10 bezeichneten Be⸗ 
hörden und Gewerbetreibenden. 
8 21 
Zum Beſitze eines Waffen⸗ oder Munitionslagers ($ 1), das nicht zu einem nach Maßgabe dieſer 
Verordnung genehmigten (SS 2, 5) Gewerbebetriebe gehört oder ſich nicht im Beſitze einer der im 
§ 10 Nr. 1) und 2) bezeichneten Behörde befindet, iſt die Genehmigung der im 8 5 bezeichneten Be⸗ 
hörde erforderlich. Die Genehmigung darf nur Perſonen erteilt werden, gegen deren Zuverläſſigkeit 
keine Bedenken beſtehen. Auf die Erteilung der Genehmigung finden die Vorſchriften des 8 15 Ab⸗ 
ſatz (1) Satz 2) und Abſatz (2), auf ihren Widerruf die Vorſchriften des § 17 entſprechende An⸗ 
wendung. 
8 22 
(J) Die Herſtellung, der Handel, die Einfuhr, das Führen ſowie der Beſitz von 5 
die zum ſchleunigen Zerlegen über den für Jagd⸗ und Sportzwecke allgemein üblichen Umfang hinaus 
beſonders eingerichtet oder in Stöcken, Schirmen, Röhren oder in ähnlicher Weiſe verborgen ſind (ſo 
genannte Wilddiebsgewehre), iſt verboten. 
(2) Verboten iſt auch die Herſtellung, der Handel, die Einfuhr, das Führen ſowie der Beſitz 
von Schußwaffen, die mit einer Vorrichtung zur Dämpfung des Schußknalls oder mit Gewehrſchein⸗ 
werfern verſehen ſind. Das Verbot erſtreckt ſich auch auf die bezeichneten Vorrichtungen allein. 


8 23 


Es iſt verboten, außerhalb der Wohnung, der Geſchäftsräume oder des befriedeten Beſitztums 
Hieb⸗ oder Stoßwaffen zu führen. 
8 24 
§ 23 findet keine Anwendung auf: 

1. Perſonen, die kraft ihres öffentlich⸗rechtlichen Dienſtverhältniſſes zum Führen von Hieb⸗ oder 
Stoſtwaffen berechtigt ſind, innerhalb der Grenzen dieſer Berechtigung; 

2. Perſonen, die beruflich Hieb- oder Stoßwaffen zu führen pflegen, hinſichtlich dieſer Hieb⸗ oder 
Stoßwaffen bei Ausübung des Berufs und auf den dazu gehörigen Hin- und Rüdwegen; 

3. Perſonen, die zum Führen von Hieb- und Stoßwaffen behördlich ermächtigt ſind; die be⸗ 
hördliche Ermächtigung wird von der im § 5 bezeichneten Behörde mit Wirkung für das 
ganze Gebiet der Freien Stadt Danzig oder Teile davon allgemein oder für beſtimmt zu be⸗ 
zeichnende Anläſſe erteilt; 

4. Inhaber von Jagdſcheinen auf der Jagd und beim Jagdſchutz ſowie auf den dazu gehörigen 
Hin⸗ und Rückwegen. 

§ 25 
Gegen Entſcheidungen des Polizeipräſidenten oder der Landräte auf Grund dieſer Verordnung 
ſteht dem Betroffenen binnen einer Friſt von 2 Wochen nach Zuſtellung der Entſcheidung die Be⸗ 
ſchwerde an den Senat zu. 
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§ 26 1 ı GER 
Mitglieder politiſcher Organiſationen dürfen, ſofern fie ganz oder teilweise die Sonderkleidung 
ihrer Organiſation tragen, eine Schuß⸗, Hieb⸗ oder Stoßwaffe nicht mit ſich führen, auch wenn fie im 


Beſitz eines Waffenſcheins oder Jahresjagdſcheins ſind, es ſei denn, daß die Erlaubnis vom Senat in 
begründeten Ausnahmefällen beſonders erteilt worden iſt. 


S 27 g 

(1) Mit Gefängnis bis zu drei Jahren und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen wird 
beſtraft, wer vorſätzlich oder fahrläſſig den Beſtimmungen dieſer Verordnung zuwiderhandelt: 

1. Schußwaffen, Munition oder die im § 22 Abſatz (2) bezeichneten Vorrichtungen herſtellt, be⸗ 
arbeitet, inſtandſetzt, beleiht, erwirbt, feilhält, anderen überläßt, den Erwerb oder das Über⸗ 
laſſen vermittelt, ſich zum Erwerb oder Überlaſſen erbietet, einführt oder beſitzt, 

2. Waffen führt, 

3. die ihm gemäß $ 13 obliegende Anzeige nicht oder nicht rechtzeitig erſtattet. 

(2) Neben der Strafe können die Waffen, die Munition oder die Vorrichtungen, auf die ſich die 
ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Rückſicht darauf, ob ſie dem Täter gehören, eingezogen werden. Iſt die 
Verfolgung oder Verurteilung einer beſtimmten Perſon nicht durchführbar, ſo kann auf die Ein⸗ 
ziehung der Waffen, der Munition oder der Vorrichtungen ſelbſtändig erkannt werden. 

§ 28 


Wer es vorſätzlich oder fahrläſſig unterläßt, zu verhindern, daß eine zu ſeiner Haus genneine 
gehörige und ſeiner Aufſicht oder Erziehung unterliegende Perſon unter zwanzig Jahren den Vor⸗ 
ſchriften dieſer Verordnung zuwider Schußwaffen, Munition oder die im S 22 Abſatz (2) bezeichneten 
Vorrichtungen herſtellt, bearbeitet, inſtandſetzt, beleiht, erwirbt, feilhält, anderen überläßt, den Er⸗ 
werb oder das Uberlaſſen vermittelt, ſich zum Erwerb oder Aberlaſſen erbietet, einführt, beſitzt oder 
Schußwaffen führt, wird gemäß § 27 dieſer Verordnung beſtraft. 

§ 29 


Wer eine Schuß⸗, Hieb⸗ oder Stoßwaffe unbefugt führt und eine Gewalttätigkeit mit ihr gegen 
einen anderen begeht oder ihm androht, wird, ſoweit nicht die Tat nach anderen Vorſchriften mit 
einer höheren Strafe bedroht iſt, mit Gefängnis nicht unter ſechs Monaten beſtraft; daneben kann a 
Geldſtrafe bis 3000 G erkannt werden. 


8 30 
Auf die in den 88 2, 5 bezeichneten Gewerbebetriebe finden die Vorſchriften der Gewerbeordnung 
inſoweit Anwendung, als nicht in dieſer Verordnungbeſondere Beſtimmungen getroffen find. 
§ 31 
Unberührt bleiben die Vorſchriften des Geſetzes betreffend Herſtellung, Verkauf, Lagerung und 
Durchfuhr von Kriegsgerät vom 17. Mai 1922 (G. Bl. S. 246). 
8 32 


Die Ausführungsverordnung vom 10. November 1931 (G. Bl. S. 789) und die NL 
betreffend Waffenſcheine vom 3. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 368) gelten bis zur anderweitigen Regelung 
ſinngemäß als zu dieſer Rechtsverordnung erlaſſen. 


Artikel II 


In 8 11 des Reichsvereinsgeſetzes in der Faſſung der Rechtsverordnung vom 30. Juni 1933 
(G. Bl. S. 287) wird der Abſatz 2 geſtrichen. 


Artikel III 
Dieſe Rechtsverordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 16. Juli 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A III 3213 Greiſer Huth Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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115 Verordnung 
über die Befriedigung von vollſtreckbaren Anſprüchen gegen den Staat und die Stadtgemeinde Danzig. 
Vom 16. Juli 1936. 


Auf Grund des 30 1 Ziffer 5, 10, 11 und 25 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft ver⸗ 
ordnet: 0 

i i Artikel ! 

Vor der Befriedigung eines gegen die Freie Stadt Danzig oder die Stadtgemeinde Danzig ge⸗ 
richteten, auf Zahlung lautenden vollſtreckbaren Titels iſt der Finanzrat zu hören und hat zu ent⸗ 
ſcheiden, in welcher Weiſe insbeſondere in welchen Teilen und Zeitabſchnitten die Befriedigung erfolgen 
pl. ° 

Der Finanzrat iſt bei dieſer Entſcheidung unabhängig. Die Entſcheidung iſt für die Parteien 
bindend. 

Artikel II 


Die Beſtimmungen der Allgemeinen Gerichtsordnung $ 33 J, 35 und der SS 153 und 242 Anh. 
werden inſoweit aufgehoben. 
1 Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 16. Juli 1936. 
N Der Senat der Freien Stadt Danzig 
1.4800 Greiſer Dr. Wiercinsk⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 


116 Verordnung 
zur Anderung des Arbeitsordnungsgeſetzes. 
Vom 16. Juli 1936. 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 23 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
f Artikel J 


Der § 56 des belt ordne e in der Faſſung vom 27. November 1935 (G. Bl. S. 1125) 
erhält folgenden neuen Abſatz 3: 


Sonſtige Anſprüche, die aus einer Kündigung hergeleitet werden, können nur innerhalb von zwei 
Monaten nach Zugang der Kündigung geltend gemacht werden. 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 16. Juli 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Sin Dayig Ausgabe A u. B je 3,75 G, 
b) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. — G, c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben bei der eig Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 G, zu b) 1.50 G. 

Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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